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Aufgrund der aktuellen Corona-
Lage sollten Kontakte weiterhin 
vermieden werden. Daher finden 
digitale Angebote eine immer 
größere Bedeutung. Auch bei der 
Zulassungsstelle des Hohenlohe-
kreises können bereits viele Din-
ge online geregelt werden. So 
sind
•	� die Abmeldung eines Fahr-

zeugs, 
•	� die Wiederzulassung eines 

Fahrzeugs, 
•	� die Umschreibung bei Halter-

wechsel mit bzw. ohne 
Kennzeichenbeibehalt eines 
Fahrzeugs, 

•	� die Neuzulassung eines 
fabrikneuen Fahrzeugs und 

•	� die Aktualisierung der Fahr-
zeugpapiere nach Umzug

online möglich.
Wird ein Fahrzeug nur umge-
schrieben und das Kennzeichen 
beibehalten, darf der Halter nach 
dem Online-Antrag gleich losfah-
ren. Bei allen anderen Vorgängen 
beträgt die Bearbeitungszeit in-
klusive dem Postversand der Do-
kumente und Plaketten etwa drei 
Tage.
Nicht online möglich ist die Ver-
gabe von Kurzzeit-,  Oldtimer-
kennzeichen sowie Saison- und 
Ausfuhrkennzeichen.
Für die Online-Zulassungen sind 
folgende technische Vorausset-
zungen nötig:

•	� Ein Identitätsnachweis mittels 
des neuen elektronischen Per-
sonalausweises oder eines elek-
tronischen Aufenthaltstitels. 
Die Online-Ausweisfunktion 
(eID) muss aktiviert sein.

•	� Bei Aufruf der Seite über einen 
Desktop-PC ist für die Identifi-
kation ein Kartenlesegerät not-
wendig, mittels welchem die 
Daten des Personalausweises 
übertragen werden.

•	� Beim Öffnen der Seite über ein 
mobiles Endgerät (Smart-
phone, Tablet) wird die vorhe-
rige Installation der „Ausweis-
App2“ (abrufbar über www.
ausweisapp.bund.de) vorausge-
setzt. Die Daten werden dann 

automatisiert aus der App über-
nommen.
�Der Browser benötigt eine App/
ein Add-On, um den RSS-Feed 
zu lesen (Bsp. Feedbro für Fire-
fox). Durch Scannen des QR-
Codes bekommt der Bürger den 
Link auf sein Smartphone und 
kann ihn dann bei Bedarf in 
eine Feedreader-App kopieren.
 

Auf der Website www.hohenlohe-
kreis.de kann im Bereich Bürger-
service – Bereiche von A-Z – Kfz-
Zulassung – Online-Dienste auf 
die Zulassungsvorgänge zugegrif-
fen werden. Dort werden auch 
weitere Hinweise und Informati-
onen zum Verfahren gegeben.

Online-Angebote der Zulassungsstelle
Das muss beachtet werden 

Für Online-Zulassungen wird ein Kartenlesegerät für den Personalausweis 
benötigt. Alternativ kann die Zulassung auch über die „Ausweis-App2“  
erfolgen.

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 
des Wahlkreises 21 – Hohenlohe über 
die Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl zum 
17. Landtag von Baden-Württemberg 
am 14. März 2021

Am 14. März 2021 findet die Wahl des 
17. Landtags von Baden-Württemberg 
statt. Die Wahl ist nach den Vorschriften 
des Landtagswahlgesetzes (LWG) in der 
Fassung vom 15. April 2005 (GBl. S. 
384), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. Oktober 2019 (GBl. S. 
425) geändert worden ist, und der Lan-
deswahlordnung (LWO) in der Fassung 
vom 2. Juni 2005 (GBl. S. 513), die zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
12. Mai 2015 (GBl. S. 320, 323) geändert 
worden ist, vorzubereiten und durchzu-
führen.
Das Innenministerium hat mit Bekannt-
machung vom 27. Januar 2020, veröf-
fentlicht im Staatsanzeiger vom 31. Ja-
nuar 2020, Herrn Landrat Dr. Matthias 
Neth zum Kreiswahlleiter und Herrn 
Erste Landesbeamte Gotthard Wirth 
zum stellvertretenden Kreiswahlleiter für 
den Wahlkreis 21 – Hohenlohe berufen.

1.	 Öffentliche Aufforderung
1.1	� Auf Grund von § 22 Abs. 2 Satz 1 

LWO fordere ich hiermit zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen 
für die am 14. März 2021 stattfin-
dende Wahl zum 17. Landtag von 
Baden-Württemberg auf.

	� Die Wahlvorschläge für den 
Wahlkreis 21 – Hohenlohe sind 
bis spätestens Donnerstag,  
14. Januar 2021, 18:00 Uhr, bei 
dem Kreiswahlleiter, Land-
ratsamt Hohenlohekreis, Allee 
17, 74653 Künzelsau schriftlich 
einzureichen.

	� Die Abgrenzung des Wahlkreises 
ergibt sich aus der Anlage zum 
Landtagswahlgesetz. Zum Wahl-
kreis 21 – Hohenlohe gehören alle 
Gemeinden des Hohenlohekreises 
sowie die Gemeinden Blaufelden, 
Braunsbach, Gerabronn, Langen-
burg, Schrozberg und Untermünk-
heim des Landkreises Schwäbisch 
Hall.

1.2	� Wahlvorschläge, die nach dem 14. 
Januar 2021, 18:00 Uhr, bei mir 
eingehen oder nicht den Wahlvor-
schriften entsprechen, müssen 
vom Kreiswahlausschuss zurück-
gewiesen werden (§ 26 Abs. 1, § 30 
Abs. 2 Satz 1 LWG).

1.3	� Die frühzeitige Einreichung der 
Wahlvorschläge ist erwünscht, da-
mit die Wahlvorschläge rechtzei-
tig vorgeprüft und etwaige Mängel 
möglichst noch vor Ablauf der 
Einreichungsfrist behoben werden 
können (§ 29 LWG).	  

2. 	� Wahlvorschlagsrecht und Auf-
stellung der Wahlvorschläge

2.1	� Nach § 1 Abs. 1 LWG können 
Wahlvorschläge von Parteien (§ 2 
des Parteiengesetzes – PartG –) 
oder von Wahlberechtigten für 
eine einzelne Person (Wahlvor-
schläge für Einzelbewerber) einge-
reicht werden.

	� Parteien können in jedem Wahl-
kreis eine/n Bewerber/in und 
eine/n Ersatzbewerber/in vorschla-
gen (§ 1 Abs. 2 LWG). Ein/e Bewer-

ber/in darf jedoch höchstens in 
zwei Wahlkreisen vorgeschlagen 
werden; dasselbe gilt für eine/n Er-
satzbewerber/in (§ 25 Abs. 1 LWG). 
Niemand darf in einem Wahlkreis 
in verschiedenen Wahlvorschlä-
gen als Bewerber/in oder als Ersatz-
bewerber/in benannt werden (§ 25 
Abs. 1 Satz 2 LWG). 

	� Wahlberechtigte können eine/n 
Einzelbewerber/in vorschlagen. 
Ein/e Einzelbewerber/in kann nur 
in einem Wahlkreis vorgeschlagen 
werden. Ersatzbewerber/innen für 
Einzelbewerbungen sind nicht 
möglich (§ 1 Abs. 2 Satz 2 LWG).

2.2	� Parteien müssen ihre Bewerber 
und Bewerberinnen und ggf. Er-
satzbewerber und Ersatzbewerbe-
rinnen in einer Mitgliederver-
sammlung oder einer Vertreter- 
versammlung in den letzten 15 
Monaten vor Ablauf dieser Wahl-
periode – also frühestens ab 1. Fe-
bruar 2020 – in geheimer Wahl 
aufstellen. Die Mitgliederver-
sammlung ist die Versammlung 
der Parteimitglieder, die zu diesem 
Zeitpunkt im Wahlkreis wahlbe-
rechtigt sind. Die Vertreterver-
sammlung setzt sich aus Partei-
mitgliedern zusammen, die von 
den im Wahlkreis wahlberech-
tigten Parteimitgliedern aus ihrer 
Mitte gewählt worden sind; die 
Wahl der Vertreter/innen darf 
nicht früher als 18 Monate vor Ab-
lauf dieser Wahlperiode – also 
nicht vor dem 1. November 2019 
– erfolgen.

	� Das Merkmal der geheimen Wahl 
ist nur erfüllt, wenn mindestens 
drei stimmberechtigte Teilneh-
mer/innen an der Mitgliederver-
sammlung/Vertreterversammlung 
teilnehmen. Jede/r stimm- 
berechtigte/r Teilnehmer/in der 
Versammlung ist hierbei vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern 
und Bewerberinnen ist Gelegen-
heit zu geben, sich und ihr Pro-
gramm der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen.

	� Im Übrigen sind für das Bewerbe-
raufstellungsverfahren die Bestim-
mungen der Satzung der betref-
fenden Partei maßgebend.

2.3	� Die Verbindung von Wahlvor-
schlägen mehrerer Parteien und 
die Aufstellung gemeinsamer 
Wahlvorschläge ist nicht zulässig 
(§ 3 LWG).

2.4	� Teilnahme- und stimmberechtigt 
bei diesen Versammlungen im 
wahlrechtlichen Sinne sind alle 
Mitglieder der Partei, die im be-
treffenden Wahlkreis am Tag der 
Versammlung eine Wohnung im 
Sinne des Melderechts (bei mehre-
ren Wohnungen die Hauptwoh-
nung) innehaben oder sich sonst 
gewöhnlich aufhalten und zur 
Landtagswahl wahlberechtigt 
sind, d. h. Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundge-
setzes, die das 18. Lebensjahr voll-
endet, seit mindestens drei Mona-
ten in Baden-Württemberg ihre 
(Haupt-)Wohnung haben oder 
sich sonst gewöhnlich aufhalten 
und nicht vom Wahlrecht ausge-
schlossen sind. Es ist folglich 
nicht erforderlich, dass die 
(Haupt-)Wohnung bzw. der ge-
wöhnliche Aufenthalt im Wahl-
kreis mindestens drei Monate be-
steht, weil sich die Dreimonatsfrist 
des § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LWG auf 
das Wahlgebiet, also auf das Land 
Baden-Württemberg bezieht. Die 
Regelung des „gewöhnlichen“ 
Aufenthalts stellt einen Auffang-
tatbestand für den Fall dar, dass 
keine Wohnung besteht. Diese Vo-
raussetzung können z. B. in Ba-

den-Württemberg nicht sesshafte, 
sich aber ohne feste Bleibe dau-
ernd aufhaltende Bürger/innen  
(z. B. Wohnungslose, im Schau-
stellergeschäft oder Reisegewerbe 
Tätige) erfüllen.

 
3.	� Inhalt und Form der Wahlvor-

schläge
3.1	� Wahlvorschläge von Parteien 

müssen den Namen der einrei-
chenden Partei und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese enthalten. Die Bezeich-
nungen der verschiedenen Par-
teien müssen sich deutlich vonei-
nander unterscheiden (§ 4 Abs. 1 
Satz 1 HS 1 PartG). Andere Wahl-
vorschläge müssen das Kennwort 
„Einzelbewerber“ oder „Einzelbe-
werberin“ tragen (§ 23 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 LWO).

3.2	� Zustimmung
	� In einen Wahlvorschlag dürfen 

nur Bewerber und Bewerberinnen 
und ggf.  Ersatzbewerber und Er-
satzbewerberinnen aufgenommen 
werden, die hierzu schriftlich ihre 
Zustimmung erteilt haben (§ 24 
Abs. 4 Satz 2 LWG). Die Zustim-
mungserklärung muss dem Muster 
der Anlage 6 zur Landeswahlord-
nung entsprechen und die Erklä-
rung enthalten, dass der/die Be-
werber/in bzw. Ersatzbewerber/in

	 –	� in keinem weiteren oder in 
nicht mehr als höchstens 
einem weiteren Wahlkreis und

	 –	� nicht in Wahlvorschlägen ver-
schiedener Parteien oder zu-
gleich in dem Wahlvorschlag 
einer Partei und einer Einzelbe-
werbung

	� seiner/ihrer Benennung als Bewer-
ber/in oder Ersatzbewerber/in zu-
stimmt. Die Zustimmung ist un-
widerruflich (§ 1 Abs. 2, § 24 Abs. 
4 Satz 3, § 25 Abs. 1 LWG, § 23 
Abs. 5 Nr. 1 LWO).

3.3	� Die Bewerber und Bewerberinnen 
sowie ggf. die Ersatzbewerber und 
Ersatzbewerberinnen müssen 
nach Familiennamen, Vornamen, 
Beruf oder Stand, Tag der Geburt, 
Geburtsort und Anschrift (Haupt-
wohnung) deutlich bezeichnet 
sein (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWO); 
bei mehreren Vornamen genügt 
die Angabe eines Vornamens.

3.4 	 Vertrauensleute
	� Im Wahlvorschlag sollen zwei Ver-

trauensleute mit Namen und An-
schrift und möglichst auch mit 
Te l e f o n - / Te l e f a x a n s c h l u s s / 
E-Mail-Adresse angegeben wer-
den. Vertrauensleute vertreten 
den Wahlvorschlag im Zulas-
sungsverfahren und sie sind be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen 
zum Wahlvorschlag abzugeben 
und Erklärungen von Wahlor-
ganen entgegenzunehmen. Sind 
mehrere Vertrauensleute benannt, 
ist jede dieser Personen dazu für 
sich allein berechtigt, soweit das 
Landtagswahlgesetz nichts an-
deres bestimmt. Sind keine Ver-
trauensleute benannt, gelten die 
beiden ersten Unterzeichner des 
Wahlvorschlags als Vertrauensleu-
te (§ 27 LWG, § 23 Abs. 1 Satz 2 
LWO). Wie die Vertrauensleute für 
einen Wahlvorschlag bestellt wer-
den, entscheiden die Parteien ei-
genständig.

3.5	� Unterzeichnung der Wahlvor-
schläge

	� Wahlvorschläge von Parteien sind 
von mindestens drei Mitgliedern 
des Vorstandes des Landesver-
bandes, darunter dem/der Vorsit-
zenden oder dem/der stellvertre-
tenden Vorsitzenden, persönlich 
und handschriftlich zu unter-
zeichnen. Hat eine Partei keinen 

Landesverband oder keine ein-
heitliche Landesorganisation, 
müssen die Wahlvorschläge von 
den Vorständen der nächstnied-
rigen Gebietsverbände, in deren 
Bereich der Wahlkreis liegt, in ent-
sprechender Weise unterzeichnet 
sein (§ 24 Abs. 2 LWG, § 23 Abs. 2 
LWO). Wahlvorschläge für Einzel-
bewerber und Einzelbewerbe-
rinnen müssen von drei Unter-
zeichnern/Unterzeichnerinnen 
des Wahlvorschlags auf dem 
Wahlvorschlag selbst persönlich 
und handschriftlich unterschrie-
ben sein (§ 23 Abs. 3 LWO).	

4. 	 Unterstützungsunterschriften 
	� Parteien, die während der lau-

fenden Wahlperiode im Landtag 
von Baden-Württemberg nicht 
vertreten waren oder sind, bedür-
fen für ihre Wahlvorschläge der 
Unterschriften von mindestens 
150 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises. Wahlvorschläge für Ein-
zelbewerber und Einzelbewerbe-
rinnen müssen von mindestens 
150 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises unterzeichnet sein. Die 
Wahlberechtigung der Unter-
zeichner und Unterzeichnerinnen 
ist bei nicht im Landtag vertre-
tenen Parteien und bei Einzelbe-
werbern und Einzelbewerbe-
rinnen bei Einreichung des 
Wahlvorschlags, spätestens bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist 
(14. Januar 2021, 18:00 Uhr), 
nachzuweisen (§ 24 Abs. 2 Satz 2 
bis 5 LWG). Für die Mitunter-
zeichnung durch mindestens 150 
Wahlberechtigte des Wahlkreises 
sind die Unterschriften auf amt-
lichen Formblättern nach Anlage 
5 zur Landeswahlordnung unter 
Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:

4.1	� Die Formblätter werden auf Anfor-
derung von mir kostenfrei gelie-
fert. Bei der Anforderung sind  
Familienname, Vorname und An-
schrift (Hauptwohnung) des/der 
vorzuschlagenden Bewerbers/Be-
werberin und ggf. des Ersatzbe-
werbers/der Ersatzbewerberin an-
zugeben. Als Bezeichnung des 
Trägers des Wahlvorschlags sind 
außerdem bei Parteien deren Na-
men und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwenden, auch diese, 
bei anderen Wahlvorschlägen das 
Kennwort „Einzelbewerber/in“ 
anzugeben. Parteien haben ferner 
die Aufstellung des Bewerbers/der 
Bewerberin und ggf. Ersatzbewer-
bers/Ersatzbewerberin in einer 
Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung (vgl. vorstehend Nr. 
2.2) zu bestätigen. Die oben ge-
nannten Angaben zur jeweiligen 
Person und Partei werde ich im 
Kopf der Formblätter eintragen; 
bei Einzelbewerbern/Einzelbewer-
berinnen trage ich das Kennwort 
„Einzelbewerber“ oder „Einzelbe-
werberin“ ein, bei mehreren Ein-
zelbewerbern/Einzelbewerbe-
rinnen ergänzt um den Familien- 
namen des Bewerbers/der Bewer-
berin (§ 23 Abs. 4 Nr. 1 LWO).

4.2	� Die Wahlberechtigten, die den 
Wahlvorschlag unterstützen, müs-
sen die Erklärung auf dem Form-
blatt persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen; neben der 
Unterschrift sind Familienname, 
Vorname, Tag der Geburt und An-
schrift (Hauptwohnung) des Un-
terzeichners/der Unterzeichnerin 
sowie der Tag der Unterzeichnung 
anzugeben (§ 23 Abs. 4 Nr. 2 LWO).

4.3	� Für jede/n Unterzeichner/in ist 
auf dem Formblatt (für Unter-
zeichner/Unterzeichnerinnen von 

Wahlvorschlägen für Einzelbewer-
ber/innen auf dem Wahlvorschlag 
nach § 23 Abs. 3 LWO gesondert) 
eine Bescheinigung des Bürger-
meisters/der Bürgermeisterin der 
Gemeinde, bei der er/sie in das 
Wählerverzeichnis einzutragen 
ist, erforderlich, dass er/sie im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung in 
dem Wahlkreis wahlberechtigt ist. 
Wer für eine/n andere/n eine Be-
scheinigung des Wahlrechts bean-
tragt, muss auf Verlangen nach-
weisen, dass diese/r den 
Wahlvorschlag unterstützt. Für 
die drei Unterzeichner/Unter-
zeichnerinnen, die bei Einzelbe-
werbungen ihre Unter-schrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten 
(vgl. vorstehende Nr. 3.5), sind ge-
sonderte Bescheinigungen beizu-
fügen (§ 23 Abs. 4 Nr. 3 LWO).

4.4	� Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeich-
nen. Hat er/sie mehrere Wahlvor-
schläge unterzeichnet, ist seine/
ihre Unterschrift auf allen Wahl-
vorschlägen ungültig (§ 24 Abs. 3 
LWG, § 23 Abs. 4 Nr. 4 LWO).

4.5	� Wahlvorschläge von Parteien dür-
fen erst nach der Aufstellung der 
Bewerber/innen bzw. der Ersatzbe-
werber/innen durch eine Mitglie-
der  oder Vertreterversammlung 
unterzeichnet werden. Vorher ge-
leistete Unterschriften sind ungül-
tig (§ 23 Abs. 4 Nr. 5 LWO).	

5.	 Anlagen zum Wahlvorschlag
	� Mit den Wahlvorschlägen müssen 

bei mir folgende weitere Unter- 
lagen eingereicht werden:

5.1	� Die Zustimmungserklärung des 
Bewerbers/der Bewerberin und 
ggf. des Ersatzbewerbers/der Er-
satzbewerberin nach Nr. 3.2 (§ 23 
Abs. 5 Nr. 1 und Anlage 6 LWO),

5.2	� Bescheinigung über die Wählbar-
keit des Bewerbers/der Bewerberin 
und ggf. des Ersatzbewerbers/der 
Ersatzbewerberin nach dem Mu-
ster der Anlage 7 LWO, die vom 
Bürgermeister/von der Bürgermei-
sterin der für die Hauptwohnung 
des Bewerbers/der Bewerberin 
bzw. ggf. des Ersatz- 
bewerbers/der Ersatzbewerberin 
zuständigen Gemeinde auf Antrag 
kostenfrei ausgestellt wird (§ 23 
Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6 Satz 1 
LWO),

5.3	� bei Wahlvorschlägen von Parteien 
eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die Aufstellung des 
Bewerbers/der Bewerberin und 
ggf. des Ersatzbewerbers/der Er-
satzbewerberin mit Angaben über 
Ort und Zeit der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung, Form der 
Einladung, Zahl der erschienenen 
Mitglieder und Ergebnis der Wahl; 
der/die Leiter/in der Versamm-
lung und zwei von der Versamm-
lung bestimmte Teilnehmer/in-
nen haben gegenüber mir an Eides 
statt schriftlich zu versichern, dass 
die Aufstellung des Bewerbers/der 
Bewerberin und ggf. des Ersatzbe-
werbers/der Ersatzbewerberin in 
geheimer Wahl und unter Einhal-
tung der Bestimmungen über das 
Recht auf Vorschläge und Vorstel-
lung (§ 24 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 
LWG) sowie der Parteisatzung er-
folgt ist; aus der Niederschrift 
muss sich ergeben, ob Einwen-
dungen gegen das Wahlergebnis 
erhoben und wie diese von der 
Versammlung behandelt worden 
sind; Einzelheiten sind in der Nie-
derschrift oder in einer Anlage 
festzuhalten (§ 24 Abs. 1 und 4 
Satz 1 LWG, § 23 Abs. 5 Nr. 3 
LWO; vgl. auch Nr. 2.2 dieser Be-
kanntmachung),

5.4	� die erforderliche Zahl von Unter-
stützungsunterschriften mit den 
Bescheinigungen des Wahlrechts 
der Unterzeichner und Unter-
zeichnerinnen, sofern der Wahl-
vorschlag von mindestens 150 
Wahlberechtigten des Wahl-
kreises unterzeichnet sein muss 
(§ 24 Abs. 2 Satz 2 bis 5 LWG,  
§ 23 Abs. 4 und 5 Nr. 4 LWO;  
vgl. auch Nr. 4 dieser Bekannt- 
machung).	  

6.	� Zurücknahme und Änderung 
von Wahlvorschlägen

6.1 	� Ein Wahlvorschlag kann nur 
durch gemeinsame schriftliche Er-
klärung der Vertrauensleute mir 
gegenüber zurückgenommen oder 
geändert werden bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist am Donners-
tag, dem 14. Januar 2021, 18:00 
Uhr (§ 28 Abs. 1 LWG).

6.2 	� Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
und bis zur Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge 
durch den Kreiswahlausschuss, die 
am 54. Tag vor der Wahl – also am 
Dienstag, dem 19. Januar 2021 – 
zu erfolgen hat, kann ein Wahl-
vorschlag durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrau-
ensleute zurückgenommen wer-
den; Änderungen des Wahlvor-
schlags sind durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrau-
ensleute (§ 28 Abs. 2 LWG) nur 
noch zulässig, wenn der Bewerber/
die Bewerberin oder der Ersatzbe-
werber/die Ersatzbewerberin ge-
storben ist oder die Wählbarkeit 
verloren hat.

6.3 	� Nach der Entscheidung des Kreis-
wahlausschusses über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge ist eine 
Änderung oder Zurücknahme des 
Wahlvorschlags ausgeschlossen (§ 
28 Abs. 2 Satz 1, § 29 Abs. 3 
LWG).	  

7.	 Weitere Hinweise

7.1	� Soweit nach dieser Bekanntma-
chung Unterlagen oder Erklä-
rungen persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet oder 
eingereicht bzw. abgegeben wer-
den müssen, reicht es nicht aus, 
sie durch Telegramm, Telefax, E-
Mail oder in sonstiger elektro-
nischer Form zu übermitteln. Der 
Eingang in dieser Form eingerei-
chter Unterlagen wahrt vorge-
schriebene Fristen nicht. 

7.2	� Da ich der Landeswahlleiterin 
eine Fertigung der bei mir einge-
henden Wahlvorschläge sofort 
nach deren Eingang übersenden 
muss (§ 24 Abs. 1 Satz 2 LWO), 
bitte ich, die Wahlvorschläge in 
doppelter Fertigung einzurei-
chen; die beizufügenden Anlagen 
sind nur in einfacher Fertigung 
erforderlich.

7.3	 �Auf die Verordnung der Landesre-
gierung über infektionsschüt-
zende Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2 
(Corona-Verordnung) in der  
jeweils geltenden Fassung wird 
hingewiesen. Diese ist unter  
www.baden-württemberg.de/ 
corona-verordnung abrufbar.

7.4	� Meine Geschäftsstelle steht bei 
evtl. Fragen gerne zur Verfügung. 
Sie ist erreichbar unter der Tel.-Nr. 
07940 18-230.	 

Künzelsau, 10. Mai 2020 
Der Kreiswahlleiter des Wahlkreises 21 
– Hohenlohe 
Dr. Matthias Neth

Amtsblatt


